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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EG) Nr. 990/2007 DER KOMMISSION

vom 24. August 2007

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der
Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ihrem Anhang
angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 25. August 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 24. August 2007

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 24. August 2007 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 MK 55,1
TR 67,0
XK 48,8
XS 36,3
ZZ 51,8

0707 00 05 TR 106,4
ZZ 106,4

0709 90 70 TR 104,1
ZZ 104,1

0805 50 10 AR 46,1
UY 71,7
ZA 59,8
ZZ 59,2

0806 10 10 EG 236,6
TR 92,7
US 164,8
ZZ 164,7

0808 10 80 AR 78,9
BR 77,5
CL 78,8
CN 94,4
NZ 92,5
US 99,4
ZA 88,5
ZZ 87,1

0808 20 50 AR 43,8
CN 21,3
TR 122,6
ZA 87,8
ZZ 68,9

0809 30 10, 0809 30 90 TR 140,4
ZZ 140,4

0809 40 05 BA 41,3
IL 153,7
TR 78,6
ZZ 91,2

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code
„ZZ“ steht für „Verschiedenes“.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 10. Juli 2007

über die Unterzeichnung und die vorläufige Anwendung des Abkommens über wissenschaftlich-
technische Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Staat Israel

(2007/585/EG)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 170 in Verbindung
mit Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1,

auf Vorschlag der Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Kommission hat im Namen der Gemeinschaft ein
Abkommen über wissenschaftlich-technische Zusammen-
arbeit mit dem Staat Israel ausgehandelt, das auch die
vorläufige Anwendung des erneuerten Abkommens ab
dem 1. Januar 2007 vorsieht. Die vorläufige Anwendung
würde israelischen Stellen die Beteiligung an den ersten
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen des
Siebten Rahmenprogramms ermöglichen.

(2) Die Verhandlungen haben zu dem Entwurf des Abkom-
mens geführt, der am 15. Februar 2007 von den bevoll-
mächtigten Vertretern beider Vertragsparteien paraphiert
wurde.

(3) Das Abkommen sollte unterzeichnet und bis zum Ab-
schluss der für sein Inkrafttreten erforderlichen Verfahren
vorläufig angewendet werden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Die Unterzeichnung des Abkommens über wissenschaftlich-
technische Zusammenarbeit zwischen der Europäischen

Gemeinschaft und dem Staat Israel wird — vorbehaltlich des
Abschlusses — im Namen der Gemeinschaft genehmigt.

Der Wortlaut des Abkommens ist diesem Beschluss beigefügt.

Artikel 2

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die Person(en) zu be-
stellen, die befugt ist (sind), das Abkommen im Namen der
Gemeinschaft zu unterzeichnen.

Artikel 3

Das Abkommen über wissenschaftlich-technische Zusammenar-
beit zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Staat
Israel wird vorläufig angewandt.

Artikel 4

(1) Die Kommission legt in dem durch Artikel 4 des Abkom-
mens eingesetzten Forschungsausschuss EG/Israel den Stand-
punkt der Gemeinschaft in Bezug auf Entscheidungen gemäß
Anhang I Abschnitt I Nummer 1 des Abkommens über die
Anwendbarkeit der Rechtsvorschriften für die Einrichtung von
nach den Artikeln 169 und 171 EG-Vertrag geschaffenen recht-
lichen Strukturen in Israel fest.

(2) Die Kommission legt in dem durch Artikel 4 des Abkom-
mens eingesetzten Forschungsausschuss EG/Israel den Stand-
punkt der Gemeinschaft in Bezug auf Entscheidungen gemäß
Artikel 4 Absatz 2 des Abkommens zur Ermittlung israelischer
Regionen, die für eine Förderung von Forschungsmaßnahmen
im Rahmen des Arbeitsprogramms „Forschungspotenzial“ des
spezifischen Programms „Kapazitäten“ in Betracht kommen
können, fest.
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Artikel 5

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.

Geschehen zu Brüssel am 10. Juli 2007.

Im Namen des Rates
F. TEIXEIRA DOS SANTOS

Der Präsident
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ABKOMMEN

zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem Staat Israel über wissenschaftlich-technische
Zusammenarbeit

DIE EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT (nachstehend „Gemeinschaft“ genannt)

einerseits

und

DER STAAT ISRAEL (nachstehend „Israel“ genannt)

andererseits,

beide nachstehend „Vertragsparteien“ genannt —

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der Bedeutung der derzeitigen wissenschaftlichen und technischen Zusammenarbeit zwi-
schen Israel und der Gemeinschaft und des beiderseitigen Interesses an einer Stärkung dieser Zusammenarbeit vor dem
Hintergrund des Aufbaus des Europäischen Forschungsraums,

IN DER ERWÄGUNG, dass Israel und die Gemeinschaft zurzeit Forschungsprogramme auf Gebieten von gemeinsamem
Interesse durchführen,

IN DER ERWÄGUNG, dass Israel und die Gemeinschaft an einer Zusammenarbeit an diesen Programmen zu ihrem
beiderseitigen Nutzen interessiert sind,

IN DER ERWÄGUNG, dass beide Vertragsparteien ein Interesse daran haben, den gegenseitigen Zugang ihrer Forschungs-
einrichtungen zu Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten in Israel auf der einen Seite und zu den Rahmenprogrammen
der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Forschung und technologischen Entwicklung auf der anderen Seite zu fördern,

IN DER ERWÄGUNG, dass das Europa-Mittelmeer-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen den Europä-
ischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten einerseits und dem Staat Israel andererseits am 1. Juni 2000 in Kraft
trat, dem zufolge sich die Vertragsparteien verpflichten, ihre wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit zu vertiefen und
die Maßnahmen für die Verwirklichung dieses Ziels in eigens zu diesem Zweck zu schließenden separaten Abkommen
festzulegen,

IN DER ERWÄGUNG, dass die Gemeinschaft und Israel für die Laufzeit des Sechsten Rahmenprogramms ein Abkommen
über wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit geschlossen haben, das im gegenseitigen Einvernehmen erneuert werden
kann,

IN DER ERWÄGUNG, dass das Europäische Parlament und der Rat der Europäischen Union mit dem Beschluss
Nr. 1982/2006/EG (1) das Siebte Rahmenprogramm der Europäischen Gemeinschaft für Forschung, technologische Ent-
wicklung und Demonstration (2007 bis 2013) (nachstehend „Siebtes Rahmenprogramm“ genannt) verabschiedet haben,

IN DER ERWÄGUNG, dass dieses Abkommen und alle in seinem Rahmen durchgeführten Tätigkeiten unbeschadet der
einschlägigen Bestimmungen des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft in keiner Weise die Befugnisse
der Mitgliedstaaten berühren, bilaterale Tätigkeiten mit Israel auf dem Gebiet der Wissenschaft, Technologie, Forschung
und Entwicklung aufzunehmen und dazu gegebenenfalls Abkommen zu schließen —

DE25.8.2007 Amtsblatt der Europäischen Union L 220/5

(1) ABl. L 412 vom 30.12.2006, S. 1.



SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Geltungsbereich

(1) Israel wird gemäß den in diesem Abkommen und seinen
Anhängen festgelegten oder genannten Voraussetzungen und
Bedingungen mit dem Siebten Rahmenprogramm der Europä-
ischen Gemeinschaft für Forschung, technologische Entwicklung
und Demonstration (2007 bis 2013) (nachstehend „Siebtes EG-
Rahmenprogramm“ genannt) assoziiert, das mit dem Beschluss
Nr. 1982/2006/EG, der Verordnung (EG) Nr. 2321/2002, ge-
ändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1906/2006 (1) des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006
zur Festlegung der Regeln für die Beteiligung von Unternehmen,
Forschungszentren und Hochschulen an Maßnahmen des Sieb-
ten Rahmenprogramms sowie für die Verbreitung der For-
schungsergebnisse (2007—2013), und mit den Entscheidungen
2006/971/EG, 2006/972/EG, 2006/973/EG, 2006/974/EG und
2006/975/EG des Rates festgelegt wurde.

(2) Zusätzlich zu der Assoziierung im Sinne des Absatzes 1
kann die Zusammenarbeit Folgendes umfassen:

— regelmäßigen Austausch über die Ausrichtung und die
Schwerpunkte der Forschungspolitik und -planung in Israel
und der Gemeinschaft;

— Meinungsaustausch über die Aussichten und die Entwick-
lung der Zusammenarbeit;

— frühzeitige Unterrichtung über die Durchführung von Pro-
grammen und Forschungsprojekten Israels und der Gemein-
schaft sowie über die Ergebnisse der im Rahmen dieses
Abkommens durchgeführten Arbeiten;

— gemeinsame Sitzungen;

— Besuche und Austausch von Forschungspersonal, Ingenieu-
ren und Technikern;

— regelmäßige, dauerhafte Kontakte zwischen Programm- oder
Projektleitern Israels und der Gemeinschaft;

— Teilnahme von Experten an Seminaren, Symposien und
Workshops.

Artikel 2

Voraussetzungen und Bedingungen für die Assoziierung
Israels mit dem Siebten EG-Rahmenprogramm

(1) Vorbehaltlich der in den Anhängen I und II festgelegten
oder genannten Voraussetzungen und Bedingungen beteiligen
sich israelische Rechtspersonen an den indirekten Maßnahmen

und an den Tätigkeiten der Gemeinsamen Forschungsstelle des
Siebten EG-Rahmenprogramms zu den gleichen Bedingungen,
wie sie für Rechtspersonen der Mitgliedstaaten der Europäischen
Union gelten. Für israelische Forschungseinrichtungen gelten
dieselben Voraussetzungen und Bedingungen für die Vorlage
und Bewertung von Vorschlägen und für die Vergabe und den
Abschluss von Finanzhilfevereinbarungen und/oder Verträgen
im Rahmen der gemeinschaftlichen Programme wie für Finanz-
hilfevereinbarungen und/oder Verträge, die im Rahmen dersel-
ben Programme mit Forschungseinrichtungen in der Gemein-
schaft geschlossen werden; dabei werden die beiderseitigen In-
teressen der Gemeinschaft und Israels berücksichtigt.

Vorbehaltlich der in den Anhängen I und II festgelegten Voraus-
setzungen und Bedingungen beteiligen sich Rechtspersonen der
Gemeinschaft an israelischen Forschungsprogrammen und pro-
jekten zu Themenbereichen, die denen des Siebten EG-Rahmen-
programms entsprechen, zu den gleichen Bedingungen, wie sie
für israelische Rechtspersonen gelten. Eine Rechtsperson mit
Sitz in einem anderen mit dem Siebten EG-Rahmenprogramm
assoziierten Drittstaat (nachstehend „assoziierter Staat“ genannt)
hat dieselben Rechte und Pflichten gemäß diesem Abkommen
wie Rechtspersonen mit Sitz in einem Mitgliedstaat, sofern der
assoziierte Staat, in dem die Rechtsperson niedergelassen ist,
Rechtspersonen Israels dieselben Rechte und Pflichten zugesteht
bzw. zuweist.

(2) Israel zahlt für jedes Jahr der Laufzeit des Siebten EG-
Rahmenprogramms einen finanziellen Beitrag zum Gesamthaus-
halt der Europäischen Union. Der finanzielle Beitrag Israels wird
dem Betrag hinzugefügt, der jedes Jahr im Gesamthaushaltsplan
der Europäischen Union für Verpflichtungsermächtigungen vor-
gesehen ist, um die finanziellen Verpflichtungen für verschie-
dene Arten von Maßnahmen abzugelten, die für die Durchfüh-
rung und Verwaltung des Siebten EG-Rahmenprogramms erfor-
derlich sind. Die Regeln für die Berechnung und Zahlung des
finanziellen Beitrags Israels sind in Anhang III festgelegt.

(3) Vertreter Israels nehmen als Beobachter an den Ausschüs-
sen des Siebten EG-Rahmenprogramms teil, die mit Beschluss
2006/512/EG vom 17. Juli 2006 (2) zur Änderung des Be-
schlusses 1999/468/EG eingerichtet wurden. Bei Abstimmungen
treten diese Ausschüsse ohne die Vertreter Israels zusammen.
Israel wird über das Ergebnis unterrichtet. Die Beteiligung nach
diesem Absatz erfolgt in gleicher Weise wie die der Vertreter der
Mitgliedstaaten der Europäischen Union; dazu gehört auch die
Bereitstellung von Informations- und Dokumentationsmaterial.

Israelische Vertreter können an den Sitzungen des Ausschusses
für wissenschaftliche und technische Forschung (CREST) teilneh-
men. Dieser Ausschuss kommt bei Abstimmungen und ansons-
ten nur unter besonderen Umständen ohne die israelischen Ver-
treter zusammen. Israel wird über das Ergebnis unterrichtet.
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(4) Vertreter Israels beteiligen sich als Beobachter am Auf-
sichtsrat der Gemeinsamen Forschungsstelle. Die Beteiligung
nach diesem Absatz erfolgt in gleicher Weise wie die der Ver-
treter der Mitgliedstaaten der Europäischen Union; dazu gehört
auch die Bereitstellung von Informations- und Dokumentations-
material.

(5) Reise- und Aufenthaltskosten, die Vertretern Israels bei
der Teilnahme an Sitzungen der in diesem Artikel genannten
Ausschüsse und Gremien sowie an von der Gemeinschaft ver-
anstalteten Sitzungen im Zusammenhang mit der Durchführung
des Siebten EG-Rahmenprogramms entstehen, werden von der
Gemeinschaft auf der gleichen Grundlage und nach den gleichen
Verfahren erstattet wie für die Vertreter der Mitgliedstaaten der
Europäischen Union.

Artikel 3

Verstärkung der Zusammenarbeit

(1) Die Vertragsparteien unternehmen im Rahmen ihrer
Rechtsvorschriften alle Anstrengungen, um die Reisen und den
Aufenthalt von Forschungspersonal, das sich an Tätigkeiten im
Rahmen dieses Abkommens beteiligt, sowie die grenzüber-
schreitende Beförderung der für den Einsatz bei solchen Tätig-
keiten bestimmten Güter zu erleichtern.

(2) Die Vertragsparteien sorgen dafür, dass auf Mittelübertra-
gungen zwischen der Gemeinschaft und Israel keine Steuern
oder Gebühren erhoben werden, wenn diese Mittel für die
Durchführung der Tätigkeiten im Rahmen dieses Abkommens
benötigt werden.

Artikel 4

Forschungsausschuss EG/Israel

(1) Es wird ein Gemeinsamer Ausschuss, der „Forschungsaus-
schuss EG/Israel“, eingerichtet, der folgende Aufgaben hat:

— Sicherstellung, Überprüfung und Bewertung der Durchfüh-
rung dieses Abkommens,

— Prüfung aller Maßnahmen, die der Verbesserung und Weiter-
entwicklung der Zusammenarbeit dienen,

— regelmäßige Erörterung der künftigen Ausrichtung und
Schwerpunkte der Forschungspolitik und -planung in Israel
und in der Gemeinschaft sowie der Aussichten für die künf-
tige Zusammenarbeit.

(2) Der Ausschuss kann auf Antrag Israels die Regionen Is-
raels benennen, die die in Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1083/2006 des Rates (1) angeführten Kriterien erfüllen
und somit für die Förderung von Forschungsmaßnahmen im

Rahmen des Arbeitsprogramms „Forschungspotenzial“ des spe-
zifischen Programms „Kapazitäten“ in Frage kommen können.

(3) Der Forschungsausschuss EG/Israel, der sich aus Vertre-
tern der Kommission und Israels zusammensetzt, gibt sich eine
Geschäftsordnung.

(4) Der Forschungsausschuss EG/Israel tritt mindestens ein-
mal im Jahr zusammen. Sondersitzungen werden auf Antrag
einer der beiden Vertragsparteien abgehalten.

Artikel 5

Schlussbestimmungen

(1) Die Anhänge I, II, III und IV sind Bestandteil dieses Ab-
kommens.

(2) Dieses Abkommen wird für die Laufzeit des Siebten EG-
Rahmenprogramms geschlossen. Es tritt an dem Tag in Kraft, an
dem die beiden Vertragsparteien einander über den Abschluss
ihrer für diesen Zweck erforderlichen Verfahren unterrichtet
haben, und wird ab dem 1. Januar 2007 vorläufig angewandt.

Dieses Abkommen kann nur schriftlich im gegenseitigen Ein-
vernehmen der Vertragsparteien geändert werden. Für das In-
krafttreten der Änderungen gelten auf diplomatischem Wege die
gleichen Verfahren wie für das Abkommen selbst. Jede Vertrags-
partei kann dieses Abkommen auf diplomatischem Wege unter
Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Monaten jederzeit
schriftlich kündigen. Zum Zeitpunkt der Kündigung und/oder
des Auslaufens dieses Abkommens laufende Projekte und Tätig-
keiten werden bis zu ihrem Abschluss nach den Bedingungen
dieses Abkommens fortgeführt. Die Vertragsparteien regeln ein-
vernehmlich etwaige sonstige Kündigungsfolgen.

(3) Für den Fall, dass eine Vertragspartei der anderen ihre
Absicht mitteilt, das Abkommen nicht zu schließen, wird Fol-
gendes vereinbart:

— Die Gemeinschaft zahlt Israel den in Artikel 2 Absatz 2
genannten Beitrag zum Gesamthaushaltsplan der Europä-
ischen Union zurück.

— Allerdings werden Mittelbindungen der Gemeinschaft im
Zusammenhang mit der Beteiligung israelischer Rechtsperso-
nen an indirekten Maßnahmen, einschließlich Erstattungen
im Sinne des Artikels 2 Absatz 5, durch die Gemeinschaft
von der genannten Rückzahlung abgezogen.

— Projekte und Tätigkeiten, die im Rahmen dieser vorläufigen
Anwendung aufgenommen wurden und zum Zeitpunkt der
genannten Mitteilung noch andauern, werden bis zu ihrem
Abschluss gemäß den Bedingungen dieses Abkommens fort-
geführt.
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(4) Beschließt die Gemeinschaft, das Siebte EG-Rahmenpro-
gramm zu überarbeiten, so teilt sie Israel den genauen Inhalt
dieser Überarbeitung innerhalb einer Woche nach ihrer An-
nahme durch die Gemeinschaft mit. Im Falle einer Überarbei-
tung oder Erweiterung der Forschungsprogramme kann Israel
dieses Abkommen unter Einhaltung einer Frist von sechs Mona-
ten kündigen. Die Vertragsparteien teilen einander innerhalb
von drei Monaten nach der entsprechenden Beschlussfassung
durch die Gemeinschaften ihre Absicht mit, dieses Abkommen
zu kündigen oder zu erweitern.

(5) Verabschiedet die Gemeinschaft ein neues mehrjähriges
Rahmenprogramm für Forschung, technologische Entwicklung
und Demonstration, so kann dieses Abkommen auf Ersuchen
einer der Vertragsparteien neu ausgehandelt oder im gegenseiti-
gen Einvernehmen erneuert werden.

(6) Dieses Abkommen gilt einerseits für die Gebiete, in denen
der Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft an-
gewandt wird, und nach Maßgabe jenes Vertrags, sowie anderer-
seits für das Gebiet des Staates Israel.

(7) Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in bulgarischer,
dänischer, deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französi-
scher, griechischer, italienischer, lettischer, litauischer, maltesi-
scher, niederländischer, polnischer, portugiesischer, rumänischer,
schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechi-
scher, ungarischer und hebräischer Sprache abgefasst, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

Съставено в Брюксел на шестнадесети юли две хиляди и седма година.

Hecho en Bruselas, el dieciséis de julio de dos mil siete.

V Bruselu dne šestnáctého července dva tisíce sedm.

Udfærdiget i Bruxelles, den sekstende juli to tusind og syv.

Geschehen zu Brüssel am sechzehnten Juli zweitausendsieben.

Kahe tuhande seitsmenda aasta juulikuu kuueteistkümnendal päeval Brüsselis.

Έγινε στις Βρυξέλλες, στις δέκα έξι Ιουλίου δύο χιλιάδες επτά.

Done at Brussels on the sixteenth day of July in the year two thousand and seven.

Fait à Bruxelles, le seize juillet deux mille sept.

Fatto a Bruxelles, addì sedici luglio duemilasette.

Briselē, divtūkstoš septītā gada sešpadsmitajā jūlijā.

Priimta du tūkstančiai septintų metų liepos šešioliktą dieną Briuselyje.

Kelt Brüsszelben, a kétezer-hetedik év július havának tizenhatodik napján.

Magħmul fi Brussel, fis-sittax-il jum ta' Lulju tas-sena elfejn u sebgħa.

Gedaan te Brussel, de zestiende juli tweeduizend zeven.

Sporządzono w Brukseli, dnia szesnastego lipca roku dwa tysiące siódmego.

Feito em Bruxelas, em dezasseis de Julho de dois mil e sete.

Întocmit la Bruxelles, șaisprezece iulie două mii șapte.

V Bruseli dňa šestnásteho júla dvetisícsedem.

V Bruslju, dne šestnajstega julija leta dva tisoč sedem.

Tehty Brysselissä kuudentenatoista päivänä heinäkuuta vuonna kaksituhattaseitsemän.

Som skedde i Bryssel den sextonde juli tjugohundrasju.
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За Европейската общнoст
Por la Comunidad Europea
Za Evropské společenství
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Euroopa Ühenduse nimel
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα

For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Eiropas Kopienas vārdā
Europos bendrijos vardu
Az Európai Közösség részéről
Għall-Komunità Ewropea
Voor de Europese Gemeenschap
W imieniu Wspólnoty Europejskiej
Pela Comunidade Europeia
Pentru Comunitatea Europeană
Za Európske spoločenstvo
Za Evropsko skupnost
Euroopan yhteisön puolesta
För Europeiska gemenskapen
Европa Шериктештиги γчγн

За Европейское Сообщество

За държавата Израел

Por el Estado de Israel
Za Stát Izrael
For Staten Israel
Für den Staat Israel
Iisraeli Riigi nimel
Για το Κράτος του Ισραήλ

For the State of Israel
Pour l'État d'Israël
Per lo Stato di Israele
Izraēlas Valsts vārdā
Izraelio Valstybės vardu
Izrael Állam részéről
Għall-Istat ta' l-Iżrael
Voor de Staat Israël
W imieniu Państwa Izrael
Pelo Estado de Israel
Pentru Statul Israel
Za Izraelský štát
Za državo Izrael
Israelin valtion puolesta
För Staten Israel
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ANHANG I

VORAUSSETZUNGEN UND BEDINGUNGEN FÜR DIE BETEILIGUNG VON RECHTSPERSONEN DER
MITGLIEDSTAATEN DER EUROPÄISCHEN UNION UND ISRAELS

Für die Zwecke dieses Abkommens ist eine „Rechtsperson“ eine natürliche Person oder eine juristische Person, die nach
dem an ihrem Sitz geltenden nationalen Recht oder nach Gemeinschaftsrecht gegründet worden ist, Rechtspersönlichkeit
besitzt und in eigenem Namen Inhaber von Rechten und Pflichten sein kann.

I. Voraussetzungen und Bedingungen für die Beteiligung von Rechtspersonen Israels an den indirekten
Maßnahmen des Siebten EG-Rahmenprogramms

1. Die Beteiligung und Finanzierung von Rechtspersonen mit Sitz in Israel an indirekten Maßnahmen des Siebten
EG-Rahmenprogramms erfolgt gemäß den in der Verordnung (EG) Nr. 2321/2002, geändert durch die Verordnung
(EG) Nr. 1906/2006, für „assoziierte Staaten“ festgelegten Bedingungen. Falls die Gemeinschaft Bestimmungen zur
Durchführung der Artikel 169 und 171 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft erlässt, kann
Israel sich an den nach diesen Bestimmungen geschaffenen rechtlichen Strukturen vorbehaltlich der Entscheidungen
und Verordnungen, die zur Einrichtung dieser rechtlichen Strukturen erlassen werden, und vorausgesetzt, diese
Entscheidungen und Verordnungen treten in Israel in Kraft, beteiligen. Der Gemeinsame Ausschuss entscheidet über
die Anwendbarkeit dieser Entscheidungen und Verordnungen in Israel.

Rechtspersonen mit Sitz in Israel können sich an indirekten Maßnahmen auf der Grundlage der Artikel 169 und
171 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft zu den gleichen Bedingungen wie Rechtspersonen
mit Sitz in einem Mitgliedstaat beteiligen.

Rechtspersonen mit Sitz in Israel können zu den gleichen Bedingungen, die für Rechtspersonen mit Sitz in den
Mitgliedstaaten gelten, Darlehen der EIB zur Unterstützung der Forschungsziele des Siebten Rahmenprogramms in
Anspruch nehmen (Fazilität für Finanzierungen auf Risikoteilungsbasis).

2. Neben den Rechtspersonen der Europäischen Gemeinschaft werden bei der Auswahl einer angemessenen Anzahl
unabhängiger Sachverständiger für die in Artikel 17 und 27 der Verordnung (EG) Nr. 1906/2006 vorgesehenen
Aufgaben und gemäß den darin festgelegten Bedingungen sowie für die Beteiligung an verschiedenen Gruppen und
beratenden Ausschüssen des Siebten EG-Rahmenprogramms auch Rechtspersonen Israels in Betracht gezogen,
wobei den für die ihnen übertragenen Aufgaben zweckmäßigen Fähigkeiten und Kenntnissen Rechnung getragen
wird.

3. Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1906/2006 und der Haushaltsordnung der Europäischen Gemeinschaft sehen
Finanzhilfevereinbarungen und/oder Verträge, die von der Gemeinschaft mit einer Rechtsperson Israels zur Durch-
führung einer indirekten Maßnahme geschlossen werden, Kontrollen und Prüfungen vor, die von der Kommission
oder dem Rechnungshof der Europäischen Gemeinschaften oder unter deren Aufsicht durchgeführt werden. Im
Geiste der Zusammenarbeit und im beiderseitigen Interesse leisten die Behörden Israels, soweit sinnvoll und
möglich, jede Unterstützung, die für die Durchführung solcher Kontrollen und Prüfungen unter den jeweiligen
Umständen erforderlich oder hilfreich ist.

II. Voraussetzungen und Bedingungen für die Beteiligung von Rechtspersonen der Mitgliedstaaten der
Europäischen Union an Forschungsprogrammen und -projekten Israels

1. Die Beteiligung einer nach nationalem Recht eines Mitgliedstaats der Europäischen Union oder nach Gemeinschafts-
recht gegründeten Rechtsperson mit Sitz in der Gemeinschaft an Projekten israelischer Forschungs- und Entwick-
lungsprogramme kann die gleichzeitige Beteiligung von mindestens einer israelischen Rechtsperson erfordern.
Vorschläge für eine solche Beteiligung werden, falls erforderlich, gemeinsam mit der/den israelischen Rechts-
person/en eingereicht.

2. Vorbehaltlich des Absatzes 1 und des Anhangs II unterliegen die Rechte und Pflichten von Rechtspersonen mit Sitz
in der Gemeinschaft, die sich an israelischen Forschungsprojekten im Rahmen von Forschungs- und Entwicklungs-
programmen beteiligen, sowie die Vorschriften und Bedingungen für die Vorlage und Bewertung von Vorschlägen
und für die Vergabe und den Abschluss von Finanzhilfevereinbarungen und/oder Verträgen für solche Projekte den
israelischen Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Abwicklung von Forschungs- und Entwicklungsprogrammen
sowie gegebenenfalls den Auflagen zur Wahrung der nationalen Sicherheit, die auch für israelische Rechtspersonen
gelten; dabei wird auf Gleichbehandlung geachtet und der Art der Zusammenarbeit zwischen Israel und der
Gemeinschaft in diesem Bereich Rechnung getragen.
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Die finanzielle Unterstützung von Rechtspersonen mit Sitz in der Gemeinschaft, die sich an israelischen For-
schungsprojekten im Rahmen von Forschungs- und Entwicklungsprogrammen beteiligen, unterliegt den israelischen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften zur Abwicklung von Forschungs- und Entwicklungsprogrammen sowie gege-
benenfalls den Auflagen zur Wahrung der nationalen Sicherheit, die für nicht israelische Rechtspersonen gelten, die
sich an israelischen Forschungsprojekten im Rahmen von Forschungs- und Entwicklungsprogrammen beteiligen.
Werden die nicht israelischen Rechtspersonen nicht finanziell unterstützt, tragen die Rechtspersonen der Gemein-
schaft ihre Kosten selbst, einschließlich ihres relativen Anteils an den allgemeinen Management- und Verwaltungs-
kosten des Projekts.

3. Je nach Art des Projekts können die Vorschläge bei folgenden Stellen eingereicht werden:

i) Wissenschaftliches Hauptamt des Industrie-, Handels- und Arbeitsministeriums für gemeinsame industrielle
Forschungs- und Entwicklungsprojekte mit israelischen Unternehmen. Für dieses Forschungs- und Entwicklungs-
programm sind keine speziellen Bereiche vorgegeben. Vorschläge für gemeinsame Projekte können zu allen
Bereichen der industriellen Forschung und Entwicklung eingereicht werden. Darüber hinaus können israelische
Unternehmen im Rahmen des Magnet-Programms Vorschläge für eine Zusammenarbeit mit Forschungseinrich-
tungen mit Sitz in der Gemeinschaft einreichen. Eine solche Zusammenarbeit bedarf der Zustimmung des
entsprechenden Konsortiums und des Magnet-Managements;

ii) Ministerium für Wissenschaft, Kultur und Sport für strategische Forschung zu vorrangigen Themen. Die Themen
werden jährlich festgelegt und in einer Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen genau eingegrenzt;

iii) Wissenschaftliches Hauptamt des Landwirtschaftsministeriums — Fonds für die Förderung landwirtschaftlicher
Forschung;

iv) Wissenschaftliches Hauptamt des Ministeriums für nationale Infrastruktur für die Bereiche Energieinfrastruktur-
entwicklung und Geowissenschaften;

v) Wissenschaftliches Hauptamt des Gesundheitsministeriums und der neu gegründete Rat für medizinische For-
schung, in den die für die Vergabe von Fördermitteln zuständige Behörde für biomedizinische Forschung
integriert worden ist.

4. Israel unterrichtet die Rechtspersonen der Gemeinschaft und Israels regelmäßig über die aktuellen israelischen
Programme und über Beteiligungsmöglichkeiten für Rechtspersonen mit Sitz in der Gemeinschaft.
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ANHANG II

GRUNDSÄTZE ZUR AUFTEILUNG VON RECHTEN AN GEISTIGEM EIGENTUM

I. Geltungsbereich

Für die Zwecke dieses Abkommens hat „geistiges Eigentum“ die in Artikel 2 des Stockholmer Übereinkommens vom
14. Juli 1967 zur Errichtung der Weltorganisation für geistiges Eigentum festgelegte Bedeutung; „Kenntnisse“ bezeich-
net die schutzfähigen oder nicht schutzfähigen Ergebnisse und Informationen sowie Urheberrechte oder mit den
genannten Informationen verbundenen Rechte aufgrund der Beantragung oder Erteilung eines Patents, eines Ge-
brauchs- oder Geschmacksmusters oder Sortenschutzes, eines ergänzenden Schutzzertifikats oder einer ähnlichen
Form des Schutzes.

II. Rechte an geistigem Eigentum von Rechtspersonen der Vertragsparteien

1. Die Vertragsparteien sorgen dafür, dass Rechte an geistigem Eigentum von Rechtspersonen der anderen Vertrags-
partei, die sich an Tätigkeiten im Rahmen dieses Abkommens beteiligen, und die damit verbundenen Rechte und
Pflichten, die sich aus einer solchen Beteiligung ergeben, den für die Vertragsparteien geltenden internationalen
Übereinkommen, einschließlich des TRIPS-Übereinkommens (von der Welthandelsorganisation verwaltetes Über-
einkommen über handelsrelevante Aspekte von Rechten an geistigem Eigentum) sowie der Berner Übereinkunft
(Pariser Fassung von 1971) und der Pariser Verbandsübereinkunft (Stockholmer Fassung von 1967), entsprechen.

2. Rechtspersonen Israels, die sich an einer indirekten Maßnahme des Siebten EG-Rahmenprogramms beteiligen,
haben Rechte und Pflichten in Bezug auf geistiges Eigentum gemäß den Bedingungen, die in der Verordnung
(EG) Nr. 1906/2006/EG und in den mit der Europäischen Gemeinschaft entsprechend abgeschlossenen Finanz-
hilfevereinbarungen und/oder Verträgen festgelegt sind, wobei diese Rechte und Pflichten mit Absatz 1 vereinbar
sein müssen. Bei einer Beteiligung Israels an einer indirekten Maßnahme des Siebten EG-Rahmenprogramms, die
gemäß Artikel 169 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft durchgeführt wird, hat Israel
dieselben Rechte und Pflichten in Bezug auf geistiges Eigentum wie die mitwirkenden Mitgliedstaaten; diese Rechte
und Pflichten sind in der einschlägigen Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates und in der mit der
Europäischen Gemeinschaft entsprechend geschlossenen Finanzhilfevereinbarung und/oder in dem mit der Europä-
ischen Gemeinschaft entsprechend geschlossenen Vertrag festgelegt, wobei diese Rechte und Pflichten mit Absatz 1
vereinbar sein müssen.

3. Rechtspersonen der Gemeinschaft, die sich an israelischen Forschungsprogrammen oder -projekten beteiligen,
haben dieselben Rechte und Pflichten in Bezug auf geistiges Eigentum wie Rechtspersonen mit Sitz in Israel,
die sich an solchen Forschungsprogrammen oder -projekten beteiligen, wobei diese Rechte und Pflichten mit
Absatz 1 vereinbar sein müssen.

III. Rechte an geistigem Eigentum der Vertragsparteien

1. Soweit die Vertragsparteien nichts anderes speziell vereinbaren, gelten folgende Regeln für Kenntnisse, die von den
Vertragsparteien bei der Durchführung von Tätigkeiten im Rahmen des Artikels 1 Absatz 2 dieses Abkommens
erworben werden:

a) Die Vertragspartei, die solche Kenntnisse erwirbt, ist Eigentümer derselben. Lässt sich nicht feststellen, welchen
Anteil an dieser Arbeit die Vertragsparteien jeweils hatten, so sind sie gemeinsam Eigentümer dieser Kenntnisse.

b) Die Vertragspartei, die Eigentümer dieser Kenntnisse ist, gewährt der anderen Vertragspartei zum Zwecke der
Durchführung von Tätigkeiten im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 dieses Abkommens Zugang zu denselben.
Solche Zugangsrechte werden unentgeltlich eingeräumt.

2. Soweit die Vertragsparteien nichts anderes speziell vereinbaren, gelten folgende Regeln für wissenschaftliche
Schriftwerke der Vertragsparteien:

a) Veröffentlicht eine Vertragspartei wissenschaftliche und technische Daten, Informationen und Ergebnisse, die bei
Tätigkeiten im Rahmen dieses Abkommens erworben wurden oder sich darauf beziehen, über wissenschaftlich-
technische Zeitschriften, Artikel, Berichte, Bücher, einschließlich Videoaufzeichnungen und Software, so wird
der anderen Vertragspartei eine weltweite nicht ausschließliche, unwiderrufliche und gebührenfreie Lizenz zur
Übersetzung, Vervielfältigung, Bearbeitung, Übermittlung und öffentlichen Verbreitung solcher Werke einge-
räumt.

b) Alle Exemplare von urheberrechtlich geschützten Daten und Informationen, die öffentlich verbreitet werden
müssen und aufgrund dieses Abschnitts entstanden sind, müssen den Namen des Verfassers oder der Verfasser
des Werkes aufweisen, es sei denn, dass der/die Verfasser die Erwähnung seines/ihres Namens ausdrücklich
ablehnt/ablehnen. Außerdem müssen sie deutlich sichtbar einen Hinweis auf die gemeinsame Unterstützung
durch die Vertragsparteien tragen.

DEL 220/12 Amtsblatt der Europäischen Union 25.8.2007



3. Soweit die Vertragsparteien nichts anderes speziell vereinbaren, gelten folgende Regeln für nicht offenbarte Infor-
mationen der Vertragsparteien:

a) Teilt eine Vertragspartei der anderen Informationen mit, die sich auf Tätigkeiten im Rahmen dieses Abkommens
beziehen, so gibt sie an, welche Informationen nach ihrem Wunsch nicht offenbart werden dürfen.

b) Die empfangende Vertragspartei kann in eigener Verantwortung nicht offenbarte Informationen Gremien oder
Personen, die ihrer Aufsicht unterstehen, zu den speziellen Zwecken der Durchführung dieses Abkommens
mitteilen.

c) Mit der vorherigen schriftlichen Zustimmung der Vertragspartei, die nicht offenbarte Informationen zur Ver-
fügung stellt, kann die empfangende Vertragspartei nicht offenbarte Informationen weiter verbreiten, als dies
sonst nach Absatz 2 zulässig wäre. Die Vertragsparteien arbeiten bei der Entwicklung von Verfahren für die
Einholung und Erteilung einer vorherigen schriftlichen Zustimmung zu einer solchen weiteren Verbreitung
zusammen, wobei jede Vertragspartei diese Zustimmung erteilt, soweit die eigene Politik sowie die innerstaat-
lichen Verordnungen und Gesetze dies zulassen.

d) Nicht offenbarte Informationen nicht dokumentarischer Natur oder sonstige vertrauliche Informationen, die in
Seminaren oder anderen Sitzungen zwischen Vertretern der Vertragsparteien im Rahmen dieses Abkommens
bereitgestellt werden, oder Informationen, die sich aus der Beschäftigung von Personal, der Nutzung von
Einrichtungen oder aus indirekten Maßnahmen ergeben, bleiben vertraulich, sofern dem Empfänger dieser nicht
offenbarten oder sonstigen vertraulichen oder schutzwürdigen Informationen die Vertraulichkeit der Informa-
tionen bei der Mitteilung nach Nummer 1 bekannt gemacht worden ist.

e) Jede Vertragspartei setzt sich nach besten Kräften dafür ein, dass nicht offenbarte Informationen, von denen sie
im Rahmen der Nummern 1 und 3 Kenntnis erhält, in der darin geregelten Art und Weise überwacht werden.
Stellt eine Vertragspartei fest, dass sie die Nichtverbreitungsbestimmungen der Nummern 1 und 3 nicht mehr
einhalten kann oder dass wahrscheinlich damit zu rechnen ist, so unterrichtet sie davon unverzüglich die andere
Vertragspartei. Die Vertragsparteien beraten danach über geeignete Maßnahmen.
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ANHANG III

REGELN FÜR DEN FINANZIELLEN BEITRAG ISRAELS ZUM SIEBTEN EG-RAHMENPROGRAMM

I. Berechnung des finanziellen Beitrags Israels

1. Der finanzielle Beitrag Israels zum Siebten EG-Rahmenprogramm wird jährlich proportional zu und zusätzlich zu
dem Betrag festgesetzt, der jedes Jahr im Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union für Verpflichtungsermäch-
tigungen verfügbar ist, die für die Durchführung und Verwaltung des Siebten EG-Rahmenprogramms erforderlich
sind.

2. Der Faktor, nach dem sich der Beitrag Israels errechnet, ergibt sich aus dem Verhältnis zwischen Israels Bruttoin-
landsprodukt zu Marktpreisen und der Summe der Bruttoinlandsprodukte zu Marktpreisen der Mitgliedstaaten der
Europäischen Union plus dem Bruttoinlandsprodukt Israels. Dieses Verhältnis wird anhand der jüngsten für das
gleiche Jahr geltenden statistischen Daten der Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung errechnet,
die zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Vorentwurfs des Haushaltsplans der Europäischen Union vorliegen.

3. Die Kommission übermittelt Israel so früh wie möglich, spätestens jedoch zum 1. September des Jahres vor jedem
Haushaltsjahr, folgende Informationen zusammen mit einschlägigen Hintergrundinformationen:

— die Höhe der Verpflichtungsermächtigungen im Ausgabenplan des Vorentwurfs des Haushaltsplans der Europä-
ischen Union für das Siebte EG-Rahmenprogramm,

— die nach dem Vorentwurf des Haushaltsplans veranschlagte Höhe der Beiträge für die Beteiligung Israels am
Siebten EG-Rahmenprogramm nach den Nummern 1, 2 und 3.

Sobald der Gesamthaushaltsplan endgültig festgestellt worden ist, teilt die Kommission Israel die in Unterabsatz 1
genannten endgültigen Beträge im Ausgabenplan für die Beteiligung Israels mit.

II. Zahlung des finanziellen Beitrags Israels

1. Spätestens im Januar und im Juni jedes Haushaltsjahres richtet die Kommission eine Zahlungsaufforderung an Israel
für die Beteiligung im Rahmen dieses Abkommens. Darin sind folgende Zahlungen vorgesehen:

sechs Zwölftel des israelischen Beitrags bis zu 60 Tage nach Erhalt der Zahlungsaufforderung. Die bis zu 60 Tage
nach dem Erhalt der im Januar ergangenen Zahlungsaufforderung zu zahlenden sechs Zwölftel werden anhand des
Betrags berechnet, der im Einnahmenplan des Vorentwurfs des Haushaltsplans festgelegt ist; die Bereinigung des so
bezahlten Betrags erfolgt mit der Zahlung der sechs Zwölftel bis zu 30 Tage nach Erhalt der spätestens im Juni
ergangenen Zahlungsaufforderung.

Für das erste Jahr der Durchführung dieses Abkommens richtet die Kommission innerhalb von 30 Tagen nach dem
Beginn seiner vorläufigen Anwendung eine erste Zahlungsaufforderung an Israel. Sollte diese Aufforderung nach
dem 15. Juni erfolgen, ist darin die Zahlung von zwölf Zwölfteln des israelischen Beitrags innerhalb von 60 Tagen
vorzusehen, der anhand des Betrags berechnet wird, der im Einnahmenplan des Haushaltsplans festgelegt ist.

2. Der Beitrag Israels wird in Euro ausgewiesen und gezahlt. Zahlungen durch Israel werden unter den Gemeinschafts-
programmen als Haushaltseinnahmen verbucht, die der entsprechenden Haushaltslinie im Einnahmenplan des
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union zugewiesen werden. Die Haushaltsordnung für den Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Union findet auf die Verwaltung der Mittel Anwendung.

3. Israel zahlt seinen Beitrag im Rahmen dieses Abkommens gemäß den in Nummer 1 festgelegten Fristen. Bei
Zahlungsverzug werden Israel ab dem Fälligkeitstag Verzugszinsen für den ausstehenden Betrag berechnet. Als
Zinssatz wird der um 1,5 Prozentpunkte erhöhte Zinssatz erhoben, der von der Europäischen Zentralbank am
Fälligkeitstag für ihre wichtigsten Refinanzierungsgeschäfte in Euro angewandt wird.

Könnte die Durchführung und die Verwaltung des Programms durch den Verzug bei der Zahlung des Beitrags
erheblich gefährdet werden, wird die Beteiligung Israels an dem Programm für das betreffende Haushaltsjahr von
der Kommission ausgesetzt, sofern die Zahlung nicht innerhalb von 20 Tagen nach Absenden einer förmlichen
Mahnung eingeht; davon bleiben die Verpflichtungen der Gemeinschaft in Bezug auf bereits geschlossene Finanz-
hilfevereinbarungen und/oder Verträge im Zusammenhang mit der Durchführung ausgewählter indirekter Maß-
nahmen unberührt.
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4. Spätestens am 31. Mai des Jahres, das auf ein Haushaltsjahr folgt, wird Israel die Mittelaufstellung für das Siebte
EG-Rahmenprogramm dieses Haushaltsjahres zur Unterrichtung vorgelegt; dabei wird der Form der Haushaltsrech-
nung der Kommission gefolgt.

5. Bei Rechnungsabschluss für jedes Haushaltsjahr nimmt die Kommission im Rahmen der Haushaltsrechnung eine
Bereinigung der Rechnung hinsichtlich der Beteiligung Israels vor. Bei dieser Bereinigung werden Änderungen
aufgrund von Umbuchungen, Streichungen, Übertragungen, aufgehobenen Mittelbindungen oder Nachtrags- und
Berichtigungshaushalten während des Haushaltsjahres berücksichtigt. Diese Bereinigung erfolgt bei der zweiten
Zahlung für das nächste Haushaltsjahr und für das letzte Haushaltsjahr im Juli 2014. Weitere Bereinigungen
erfolgen jedes Jahr bis zum Juli 2016.
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ANHANG IV

FINANZKONTROLLE ISRAELISCHER TEILNEHMER DERVON DIESEM ABKOMMEN BETROFFENEN
GEMEINSCHAFTSPROGRAMME

I. Direkter Kontakt

Die Kommission steht in direktem Kontakt mit den Teilnehmern des Siebten EG-Rahmenprogramms mit Sitz in
Israel sowie mit deren Unterauftragnehmern. Diese Personen können der Kommission direkt alle Informationen und
einschlägigen Unterlagen übermitteln, die sie ihr gemäß den Rechtsakten, auf die sich dieses Abkommens bezieht,
und den in Anwendung derselben geschlossenen Finanzhilfevereinbarungen und/oder Verträgen zu liefern haben.

II. Prüfungen

1. Gemäß der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates, geändert durch die Verordnung (EG, Euratom)
Nr. 1995/2006 des Rates (1) über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemein-
schaften, der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1248/2006 der Kommission (2) zur Änderung der Verordnung (EG,
Euratom) Nr. 2342/2002 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des
Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften und den übri-
gen Rechtsvorschriften, auf die dieses Abkommen Bezug nimmt, können die Finanzhilfevereinbarungen und/oder
Verträge, die mit den Programmteilnehmern mit Sitz in Israel geschlossen werden, vorsehen, dass Bedienstete der
Kommission oder andere von ihr beauftragte Personen jederzeit wissenschaftliche, finanzielle, technische oder
sonstige Prüfungen bei den Teilnehmern oder ihren Unterauftragnehmern durchführen können.

2. Die Bediensteten der Kommission, der Europäische Rechnungshof und andere von der Kommission beauftragte
Personen erhalten in angemessenem Umfang Zugang zu Einrichtungen, Arbeiten und Unterlagen sowie zu allen
Informationen — auch in elektronischer Form —, die zur Durchführung solcher Prüfungen erforderlich sind,
sofern dieses Zugangsrecht ausdrücklich in den Finanzhilfevereinbarungen und/oder Verträgen verankert wird, die
zur Anwendung der in diesem Abkommen genannten Instrumente mit Teilnehmern aus Israel geschlossen
werden.

3. Die Prüfungen können auch nach Auslaufen der Siebten Rahmenprogramme EG und Euratom oder dieses
Abkommens nach Maßgabe der jeweiligen Finanzhilfevereinbarungen und/oder Verträge stattfinden.

4. Die von der israelischen Regierung benannte zuständige israelische Behörde wird von den auf israelischem
Hoheitsgebiet durchgeführten Prüfungen zuvor unterrichtet. Diese Unterrichtung ist keine rechtliche Vorausset-
zung für die Durchführung dieser Prüfungen.

III. Kontrollen vor Ort

1. Im Rahmen dieses Abkommens ist die Kommission (OLAF) berechtigt, auf israelischem Hoheitsgebiet Kontrollen
und Überprüfungen vor Ort bei den Teilnehmern und ihren Unterauftragnehmern aus Israel nach Maßgabe der
Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates (3) durchzuführen.

2. Kontrollen und Überprüfungen vor Ort werden von der Kommission in enger Zusammenarbeit mit der von der
israelischen Regierung benannten zuständigen israelischen Behörde gemäß Anlage A dieses Anhangs vorbereitet
und durchgeführt. Die benannte Behörde ist rechtzeitig vorher über Gegenstand, Zweck und Rechtsgrundlage der
Kontrollen und Überprüfungen zu unterrichten, um Unterstützung leisten zu können. Zu diesem Zweck können
die zuständigen israelischen Behörden an den Kontrollen und Überprüfungen vor Ort teilnehmen.

3. Auf Wunsch der betreffenden israelischen Behörden werden die Kontrollen und Überprüfungen vor Ort gemein-
sam von der Kommission und ihnen durchgeführt.
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4. Widersetzen sich die Teilnehmer des Siebten EG-Rahmenprogramms einer Kontrolle oder Überprüfung vor Ort,
leisten die israelischen Behörden den Inspektoren der Kommission gemäß den nationalen Rechtsvorschriften im
angemessenen Umfang die notwendige Hilfe, damit diese ihre Kontroll- und Überprüfungsaufgaben vor Ort
durchführen können.

5. Die Kommission teilt der zuständigen israelischen Behörde so schnell wie möglich alle Fakten und jeden Verdacht
im Zusammenhang mit einer Unregelmäßigkeit mit, von der sie bei der Kontrolle oder Überprüfung vor Ort
Kenntnis erhalten hat. Die Kommission hat die genannte Behörde in jedem Fall über das Ergebnis dieser
Kontrollen und Überprüfungen zu unterrichten.

IV. Information und Konsultation

1. Zur ordnungsgemäßen Durchführung dieses Anhangs tauschen die zuständigen Behörden Israels und der
Gemeinschaft regelmäßig Informationen aus, sofern dies nicht aufgrund nationaler Rechtsvorschriften untersagt
oder unzulässig ist, und treten auf Wunsch einer der Vertragsparteien zu Konsultationen zusammen.

2. Die zuständigen israelischen Behörden informieren die Kommission innerhalb einer angemessenen Frist über
jeglichen ihnen bekannten Umstand oder Verdacht in Bezug auf eine Unregelmäßigkeit im Zusammenhang
mit dem Abschluss und der Durchführung der Finanzhilfevereinbarungen und/oder Verträge, die in Anwendung
der in diesem Abkommen genannten Instrumente geschlossen wurden.

V. Vertraulichkeit

Die aufgrund dieses Abkommens übermittelten oder erhaltenen Informationen unterliegen, unabhängig von ihrer
Form, dem Amtsgeheimnis und genießen den Schutz, der vergleichbaren Informationen nach israelischem Recht und
nach den entsprechenden Vorschriften für die Organe der Gemeinschaft zukommt. Diese Informationen dürfen nur
an Personen weitergegeben werden, bei den Organen der Gemeinschaft, in den Mitgliedstaaten oder in Israel auf-
grund ihrer amtlichen Eigenschaft davon Kenntnis erhalten dürfen, und zu keinem anderen Zweck als zur Gewähr-
leistung eines wirksamen Schutzes der finanziellen Interessen der Vertragsparteien verwendet werden (1).

VI. Verwaltungsrechtliche Maßnahmen und Sanktionen

Unbeschadet der Anwendung des israelischen Strafrechts kann die Kommission gemäß der Verordnung (EG, Eura-
tom) Nr. 1605/2002, geändert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1995/2006 des Rates, gemäß der Ver-
ordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002, geändert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1248/2006 der Kom-
mission, und gemäß der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 über den
Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften administrative Maßnahmen treffen und Sanktio-
nen verhängen.

VII. Einforderung und Vollstreckung

Die Entscheidungen, welche die Kommission aufgrund des Siebten EG-Rahmenprogramms innerhalb des Geltungs-
bereichs dieses Abkommens trifft und die anderen Personen als Staaten eine Zahlung auferlegen, sind in Israel im
Rahmen eines Zivilverfahrens vor einem israelischen Gericht vollstreckbare Titel. Die einschlägigen Vollstreckungs-
bestimmungen sind Bestandteil der mit Teilnehmern aus Israel geschlossenen Finanzhilfevereinbarungen. Die Voll-
streckungsklausel wird dem israelischen Gericht nach einer Prüfung, die sich lediglich auf die Echtheit des Titels
erstreckt, von den von der Regierung des Staates Israel benannten Behörden vorgelegt, die die Kommission davon
unterrichten. Die Vollstreckung erfolgt nach den israelischen Verfahrensvorschriften. Die Rechtmäßigkeit der Voll-
streckungsentscheidung unterliegt der Prüfung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften. Die Urteile, die
der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften aufgrund einer Schiedsklausel in einem Vertrag der Siebten
Rahmenprogramme EG und Euratom fällt, sind unter den gleichen Bedingungen vollstreckbare Titel.
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Anlage A

Für die Zwecke des Anhangs IV Abschnitt III ist für zivile oder administrative Angelegenheiten das Wissenschaftliche
Hauptamt des Industrie-, Handels- und Arbeitsministeriums die benannte israelische Behörde. Für Angelegenheiten, die die
Durchführung einer Untersuchung oder einer Überprüfung betreffen, ist das Büro des Staatsanwalts im israelischen
Justizministerium die benannte israelische Behörde.
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SCHLUSSAKTE

Die Bevollmächtigten

der EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

und

des STAATES ISRAEL,

die am sechzehnten Juli zweitausendsieben in Brüssel zur Unterzeichnung des Abkommens über wissen-
schaftlich-technische Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Gemeinschaft einerseits und dem Staat
Israel andererseits zusammengekommen sind, haben folgende gemeinsame Erklärung angenommen:

Gemeinsame Erklärung der Vertragsparteien über einen engen Dialog im Hinblick auf neue Strukturen zur
Durchführung der Artikel 169 und 171 EG-Vertrag.
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За Европейската общнoст
Por la Comunidad Europea
Za Evropské společenství
For Det Europæiske Fællesskab
Für die Europäische Gemeinschaft
Euroopa Ühenduse nimel
Για την Ευρωπαϊκή Κοινότητα
For the European Community
Pour la Communauté européenne
Per la Comunità europea
Eiropas Kopienas vārdā
Europos bendrijos vardu
Az Európai Közösség részéről
Għall-Komunità Ewropea
Voor de Europese Gemeenschap
W imieniu Wspólnoty Europejskiej
Pela Comunidade Europeia
Pentru Comunitatea Europeană
Za Európske spoločenstvo
Za Evropsko skupnost
Euroopan yhteisön puolesta
För Europeiska gemenskapen
Европa Шериктештиги γчγн
За Европейское Сообщество

За държавата Израел
Por el Estado de Israel
Za Stát Izrael
For Staten Israel
Für den Staat Israel
Iisraeli Riigi nimel
Για το Κράτος του Ισραήλ
For the State of Israel
Pour l'État d'Israël
Per lo Stato di Israele
Izraēlas Valsts vārdā
Izraelio Valstybės vardu
Izrael Állam részéről
Għall-Istat ta' l-Iżrael
Voor de Staat Israël
W imieniu Państwa Izrael
Pelo Estado de Israel
Pentru Statul Israel
Za Izraelský štát
Za državo Izrael
Israelin valtion puolesta
För Staten Israel
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GEMEINSAME ERKLÄRUNG

der Vertragsparteien über einen engen Dialog im Hinblick auf neue Strukturen zur Durchführung
der Artikel 169 und 171 EG-Vertrag

Die beiden Vertragsparteien erklären, dass zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen Durchführung des
Anhangs I Abschnitt I Nummer 1 dieses Abkommens Israel rechtzeitig und in angemessener Weise über
Vorarbeiten zu den Strukturen, die auf Artikel 169 und/oder auf Artikel 171 EG-Vertrag beruhen und im
Rahmen des 7. Rahmenprogramms verwirklicht werden sollen, unterrichtet wird.
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 20. August 2007

zur Änderung der Entscheidung 2007/31/EG zur Festlegung von Übergangsregelungen für den
Versand bestimmter, in den Geltungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des
Europäischen Parlaments und des Rates einbezogener Erzeugnisse des Fleisch- und

Milchverarbeitungssektors aus Bulgarien in andere Mitgliedstaaten

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2007) 3894)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/586/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf den Vertrag über den Beitritt Bulgariens und Ru-
mäniens,

gestützt auf die Akte über den Beitritt Bulgariens und Rumä-
niens, insbesondere auf Artikel 42,

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom
11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen Kon-
trollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den
gemeinsamen Binnenmarkt (1), insbesondere auf Artikel 9
Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Entscheidung 2007/31/EG der Kommission (2) ent-
hält Übergangsregelungen für den Versand bestimmter,
in den Geltungsbereich von Anhang III der Verordnung
(EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevor-
schriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs (3) einbe-
zogener Erzeugnisse des Fleisch- und Milchverarbeitungs-
sektors aus Bulgarien in andere Mitgliedstaaten. Solche
Erzeugnisse sollten nur dann aus Bulgarien versandt wer-
den, wenn sie aus einem im Anhang der genannten Ent-
scheidung aufgeführten Verarbeitungsbetrieb stammen.

(2) Bulgarien hat die Aufnahme weiterer Betriebe in das Ver-
zeichnis im Anhang der Entscheidung 2007/31/EG bean-

tragt. Die zuständigen Behörden haben versichert, dass
diese Betriebe den Gemeinschaftsanforderungen nun in
vollem Umfang entsprechen. Daher sollte das Verzeichnis
im genannten Anhang entsprechend aktualisiert werden.
Im Interesse der Klarheit sollte es durch den Anhang der
vorliegenden Entscheidung ersetzt werden.

(3) Die Entscheidung 2007/31/EG ist daher entsprechend zu
ändern.

(4) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Entscheidung 2007/31/EG wird durch den An-
hang der vorliegenden Entscheidung ersetzt.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 20. August 2007

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANHANG

VERZEICHNIS DER VERARBEITUNGSBETRIEBE, DIE BERECHTIGT SIND, ERZEUGNISSE DER IN ARTIKEL 1
ERWÄHNTEN SEKTOREN VON BULGARIEN AUS IN DIE ÜBRIGEN MITGLIEDSTAATEN ZU VERSENDEN

FLEISCH VERARBEITENDE BETRIEBE

Nr. Vet.-Nr. Name und Anschrift des Betriebs Betroffener Standort

1. BG 0104014 ‚Karol Fernandes Miyt‘ OOD gr. Blagoevgrad, ul. ‚Sv. D. Solunski‘ 1

2. BG 0105001 ‚Primo Treyd‘ EOOD gr. Sandanski
Glaven pat E79, Mestnost ‚Druma‘

3. BG 0401028 ‚Mesokombinat - Svishtov‘ EOOD gr. Svishtov, ul. ‚33-ti Svishtovski polk‘ 91

4. BG 0404004 ‚Elit Mes Minev - Rodopa-V.T.‘ OOD gr. V. Tarnovo, ul. ‚Gara Trapezitsa‘ 11

5. BG 0404013 ‚Dakor‘ OOD gr. G. Oriahovitsa, ul. ‚Tsar Osvoboditel‘ 60

6. BG 1201011 ‚Mesotsentrala - Montana‘ OOD gr. Montana, bul. ‚Treti mart‘ 216

7. BG 1204013 ‚Kompas‘ OOD s. Komarevo, obsht. Berkovitsa

8. BG 1604025 AD ‚Dil tur‘ gr. Plovdiv, bul. ‚Vasil Aprilov‘ 150

9. BG 1604039 ‚Evropimel‘ OOD gr. Plovdiv, bul. ‚V. Aprilov‘

10. BG 1604045 AD ‚BELLA Bulgaria‘ BG 1604045 s. Kostievo, obsht. ‚Maritsa‘

11. BG 1605052 ‚Unitemp‘ OOD s. Voivodinovo

12. BG 1701003 ‚Mesokombinat - Razgrad‘ AD gr. Razgrad, Industrialen kvartal, ul.
‚Beli Lom‘ 1

13. ВG 1901021 ‚Mekom‘ AD gr. Silistra, Industrialna zona - Zapad

14. BG 2201014 EOOD ‚Bulmestreyding‘ gr. Sofia, ul. ‚Obelsko shose‘ 11

15. BG 2204007 ‚Bravo‘ OOD gr. Sofia, ZSK Kremikovtsi

16. BG 2204093 ‚Liani - 96‘ OOD gr. Sofia, kv. Gorublyane, ul. ‚Progledets‘ 15

17. BG 2204099 ‚Tandem - V‘ OOD gr. Sofia, bul. ‚Iliantsi‘ 23

18. BG 2501002 ‚Tandem - Popovo‘ OOD s. Drinovo, obsht. Popovo

GEFLÜGELFLEISCH VERARBEITENDE BETRIEBE

Nr. Vet.-Nr. Name und Anschrift des Betriebs Betroffener Standort

1. BG 0402052 ‚Zornitsa Komers‘ OOD s. Kesarevo, obsht. Strazhitsa

2. BG 0702006 ‚Hrinad‘ OOD gr. Sevlievo

3. BG 0802069 ‚Agroplasment 92V‘ AD gr. Dobrich

4. BG 1102073 ‚Avis‘ OOD s. Yoglav, obl. Lovetch

5. BG 1202005 ‚Gala M‘ OOD gr. Montana

6. BG 1402003 ‚Vlanel‘ EOOD gr. Radomir, UPI - V kv. 155

7. BG 1602001 ‚Galus - 2004‘ EOOD s. Hr. Milevo, obl. Plovdiv

8. BG 1602045 ‚Deniz 2001‘ EOOD gr. Parvomay, ul. ‚Al. Stamboliiski‘ 23

9. BG 1602071 ‚Brezovo‘ AD gr. Brezovo, ul. ‚Marin Domuschiev‘ 2

10. BG 2302001 ‚Dzhiev - K‘ EOOD gr. Kostinbrod

11. BG 2402001 ‚Gradus - 1‘ OOD gr. Stara Zagora, kv. ‚Industrialen‘

12. BG 2802076 ‚Alians Agriko 1 - ALAG‘ OOD s. Okop, obl. Yambolska
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MILCH VERARBEITENDE BETRIEBE

Nr. Vet.-Nr. Name und Anschrift des Betriebs Betroffener Standort

1. BG 0412010 ‚Bi Si Si Handel‘ OOD gr. Elena, ul. ‚Treti mart‘ 19

2. BG 0512025 ‚El Bi Bulgarikum‘ EAD gr. Vidin, YUPZ

3. BG 0612012 OOD ‚Zorov-97‘ gr. Vratsa

4. BG 0612027 ‚Mlechen ray-99‘ EOOD gr. Vratsa

5. BG 0612043 ET ‚Zorov-91 - Dimitar Zorov‘ gr. Vratsa

6. BG 0812029 ‚Akurat mlechna promishlenost‘ OOD gr. Dobrich, kv. Riltsi

7. BG 1112006 ‚Kondov Ekoproduktsia‘ OOD s. Staro selo

8. BG 1312001 ‚Lakrima‘ AD gr. Pazardzhik

9. BG 1612001 ‚OMK‘ AD gr. Plovdiv, bul. ‚Dunav‘ 3

10. BG 1612002 ‚Shipka 99‘ AD gr. Parvomay, ul. ‚Vasil Levski‘ 47

11. BG 1612011 ‚Em Dzhey Deriz‘ EOOD gr. Karlovo, bul. ‚Osvobozhdenie‘ 69

12. BG 1612037 ‚Filipopolis - RK‘ OOD gr. Plovdiv, ul. ‚Prosveta‘ 2A

13. BG 1612041 ‚Elit 95‘ OOD s. Dalbok izvor, obsht. Parvomay

14. BG 1912013 ‚ZHOSI‘ OOD s. Chernolik

15. BG 1912024 ‚Buldeks‘ OOD s. Belitsa

16. BG 2012020 ‚Yotovi‘ OOD gr. Sliven, kv. ‚Rechitsa‘

17. BG 2012042 ‚Tirbul‘ EAD gr. Sliven, Industrialna zona

18. BG 2212001 ‚Danon - Serdika‘ AD gr. Sofia, ul. ‚Ohridsko ezero‘ 3

19. BG 2212003 ‚Darko‘ AD gr. Sofia, ul. ‚Ohridsko ezero‘ 3

20. BG 2212022 ‚Megle-Em Dzhey‘ OOD gr. Sofia, ul. ‚Probuda‘ 12-14

21. BG 2512004 ‚Pip Treyd‘ OOD s. Davidovo, obsht. Targovishte

22. BG 2512020 ‚Mizia-Milk‘ OOD gr. Targovishte, Industrialna zona

23. BG 2612047 ‚Balgarsko sirene‘ OOD gr. Haskovo, bul. ‚Saedinenie‘ 94

24. BG 2712001 ‚Vakom MP‘ OOD gr. Shumen, Industrialna zona

25. BG 2712014 ‚Stars kampani‘ OOD gr. Shumen, ul. ‚Trakiyska‘ 3

26. BG 2812022 ‚Karil i Tania‘ OOD gr. Yambol, ul. ‚Gr. Ignatiev‘ 189“
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 24. August 2007

über eine Finanzhilfe der Gemeinschaft für Dringlichkeitsmaßnahmen zur Bekämpfung der
vesikulären Schweinekrankheit in Italien in den Jahren 2006 und 2007

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2007) 3957)

(Nur die italienische Fassung ist verbindlich)

(2007/587/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Entscheidung 90/424/EWG des Rates vom
26. Juni 1990 über bestimmte Ausgaben im Veterinärbe-
reich (1), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In Italien traten 2006 und 2007 Ausbrüche der vesikulä-
ren Schweinekrankheit auf. Das Auftreten dieser Seuche
stellt ein ernstes Risiko für die gemeinschaftlichen Tier-
bestände dar.

(2) Zur schnellstmöglichen Eindämmung und Tilgung der
Seuche sollte die Gemeinschaft dem betroffenen Mitglied-
staat eine Finanzhilfe für zuschussfähige Ausgaben im
Rahmen der Dringlichkeitsmaßnahmen zur Bekämpfung
der Seuche gemäß den in der Entscheidung 90/424/EWG
genannten Bedingungen gewähren.

(3) Die gemeinschaftliche Finanzhilfe im Rahmen der Dring-
lichkeitsmaßnahmen zur Bekämpfung der vesikulären
Schweinekrankheit unterliegt den Bestimmungen der Ver-
ordnung (EG) Nr. 349/2005 der Kommission vom
28. Februar 2005 zur Festlegung der Regeln für die ge-
meinschaftliche Finanzierung der Dringlichkeitsmaßnah-
men und der Bekämpfung bestimmter Tierseuchen ge-
mäß der Entscheidung 90/424/EWG des Rates (2).

(4) Am 4. Juni 2007 hat Italien eine letzte grobe Schätzung
der zur Tilgung der Seuche angefallenen Kosten vorge-
legt.

(5) Die italienischen Behörden haben ihre technischen und
administrativen Verpflichtungen gemäß Artikel 3 der Ent-
scheidung 90/424/EWG und Artikel 6 der Verordnung
(EG) Nr. 349/2005 vollständig erfüllt.

(6) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft wird davon abhängig
gemacht, dass die geplanten Maßnahmen effektiv durch-
geführt werden und die Behörden alle Angaben fristge-
recht übermitteln.

(7) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Finanzhilfe der Gemeinschaft

(1) Italien wird eine Finanzhilfe der Gemeinschaft für die
Kosten gewährt, die diesem Mitgliedstaat für die Maßnahmen
gemäß Artikel 3 Absatz 2 der Entscheidung 90/424/EWG zur
Bekämpfung der vesikulären Schweinekrankheit 2006 und
2007 entstanden sind.

(2) Die Finanzhilfe der Gemeinschaft beträgt 50 % der in
Absatz 1 genannten zuschussfähigen Ausgaben. Sie wird nach
den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 349/2005 gezahlt.

Artikel 2

Zahlungsvereinbarung

Als Teil der Finanzhilfe der Gemeinschaft gemäß Artikel 1 wird
eine erste Tranche von 1 200 000 EUR gezahlt.
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(1) ABl. L 224 vom 18.8.1990, S. 19. Entscheidung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1791/2006 (ABl. L 363 vom
20.12.2006, S. 1).

(2) ABl. L 55 vom 1.3.2005, S. 12.



Artikel 3

Adressat

Diese Entscheidung ist an die Italienische Republik gerichtet.

Brüssel, den 24. August 2007

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 24. August 2007

zur Änderung der Entscheidung 2007/554/EG mit bestimmten Maßnahmen zum Schutz gegen die
Maul- und Klauenseuche im Vereinigten Königreich

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2007) 4058)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2007/588/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom
11. Dezember 1989 zur Regelung der veterinärrechtlichen Kon-
trollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den
gemeinsamen Binnenmarkt (1), insbesondere auf Artikel 9 Ab-
satz 4,

gestützt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni
1990 zur Regelung der veterinärrechtlichen und tierzüchte-
rischen Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel mit le-
benden Tieren und Erzeugnissen im Hinblick auf den Binnen-
markt (2), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Aus dem Vereinigten Königreich wurden Ausbrüche der
Maul- und Klauenseuche (MKS) gemeldet.

(2) Aufgrund des Handels mit lebenden Paarhufern und des
Inverkehrbringens von bestimmten Erzeugnissen dieser
Tiere könnte die im Vereinigten Königreich herrschende
MKS-Situation die Tierbestände in anderen Mitgliedstaa-
ten gefährden.

(3) Aufgrund der Seuchenlage im Vereinigten Königreich
wurde die Entscheidung 2007/554/EG (3) zur Verschär-
fung der vom Vereinigten Königreich getroffenen Maß-
nahmen zur MKS-Bekämpfung erlassen.

(4) Es ist nun möglich, die mit Einschränkungen belegten
Gebiete angesichts des Ergebnisses der Rückverfolgung
möglicher Kontakte mit den infizierten Betrieben und

der durchgeführten Kontrollen der Verbringung von
Tieren und der Versendung von Erzeugnissen anzupas-
sen.

(5) Zum jetzigen Zeitpunkt sollten in Anbetracht der vom
Vereinigten Königreich vorgelegten Informationen die in
den Anhängen I und II der Entscheidung 2007/554/EG
aufgeführten Gebiete die Schutzzonen um die bestätigten
Ausbrüche herum sowie die umgebende konsolidierte
Überwachungszone in Surrey umfassen, die gemäß der
Richtlinie 2003/85/EG des Rates vom 29. September
2003 über Maßnahmen der Gemeinschaft zur Bekämp-
fung der Maul- und Klauenseuche, zur Aufhebung der
Richtlinien 85/511/EWG sowie der Entscheidungen
89/531/EWG und 91/665/EWG und zur Änderung der
Richtlinie 92/46/EWG (4) festgelegt worden waren.

(6) Angesichts der epidemiologischen Lage und der in dem
Hochrisikogebiet durchgeführten wirksamen Bekämp-
fungsmaßnahmen hebt die oben genannte Änderung
die Pufferzone zwischen dem verkleinerten Hochrisikoge-
biet und dem seuchenfreien Teil des Vereinigten König-
reichs auf. Der außerhalb der Überwachungszone lie-
gende Teil Großbritanniens muss jedoch die gleichen zu-
sätzlichen Veterinärüberwachungs- und -bescheinigungs-
maßnahmen anwenden, wie sie für Nordirland seit dem
Erlass der Entscheidung 2007/554/EG gelten.

(7) Darüber hinaus sollten die Beschränkungen der Verbrin-
gung von Equiden sowie die Vorschrift, dass Fahrzeugrei-
fen im gesamten Vereinigten Königreich zu desinfizieren
sind, aufgehoben werden.

(8) Die Lage wird auf der für den 11. September 2007 an-
beraumten Sitzung des Ständigen Ausschusses für die
Lebensmittelkette und Tiergesundheit überprüft, und die
Maßnahmen werden erforderlichenfalls angepasst.

(9) Die Entscheidung 2007/554/EG sollte daher entspre-
chend geändert werden.

(10) Die Maßnahmen dieser Entscheidung entsprechen der
Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für die Lebens-
mittelkette und Tiergesundheit —
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(1) ABl. L 395 vom 30.12.1989, S. 13. Richtlinie zuletzt geändert durch
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Entscheidung 2007/554/EG wird wie folgt geändert:

1. Artikel 10 Absatz 2 und Artikel 12 werden gestrichen.

2. In Artikel 17 wird das Datum „25. August 2007“ ersetzt
durch „15. September 2007“.

3. Die Anhänge I und II werden ersetzt durch den Wortlaut im
Anhang zur vorliegenden Entscheidung.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten ändern ihre Handelsvorschriften, um sie mit
dieser Entscheidung in Einklang zu bringen. Sie unterrichten die
Kommission unverzüglich davon.

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 24. August 2007

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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ANHANG

„ANHANG I

Folgende Gebiete im Vereinigten Königreich:

Die Schutzzonen und die umgebende konsolidierte Überwachungszone, die in der Grafschaft Surrey, Großbritannien,
gemäß Artikel 21 der Richtlinie 2003/85/EG festgelegt wurden.

ANHANG II

Folgende Gebiete im Vereinigten Königreich:

Die Schutzzonen und die umgebende konsolidierte Überwachungszone, die in der Grafschaft Surrey, Großbritannien,
gemäß Artikel 21 der Richtlinie 2003/85/EG festgelegt wurden.“
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